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6.4 Die unter den Nummern 6.1 bis 6.3 genann-
ten Bewilligungsbehörden binden in ihre Arbeit die
Freie und Hansestadt Hamburg ein, indem sie Ent-
scheidungsvorlagen für den LA mit der Behörde für
Wirtschaft, Verkehr- und Innovation abstimmen.

6.5 Die unter den Nummern 6.1 bis 6.3 genannten
Bewilligungsbehörden dokumentieren, zu welchen
Kriterien der Nummern 2.1.2, 2.1.3 und 2.2.1 ein
Antrag zugeordnet wurde.

7 Antragsverfahren
7.1 Förderfonds Hamburg/Schleswig-Holstein

Anträge sind nach dem Muster der Anlage dreifach
zur Prüfung vorzulegen: der Geschäftsstelle im Mi-
nisterium für Inneres, ländliche Räume, Integration
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein
zwei Exemplare (1 x Papierform, 1 x elektronisch)
und der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und In-
novation in Hamburg ein Exemplar in Papierförm.
Anträge von kreisangehörigen Kommunen und
Zweckverbänden sind über den Kreis zu leiten.
Dieser hat zu dem Antrag Stellung zu nehmen und
insbesondere auf Bedenken gegen die Maßnahme
und die vorgesehene Finanzierung einzugehen.

7.2 Förderfonds Hamburg/Niedersachsen
Anträge sind nach dem Muster der Anlage dreifach
zür Prüfung vorzulegen: der Geschäftsstelle im Amt
für regionale Landesentwicklung Lüneburg zwei
Exemplare (1 x Papierform, 1 x elektronisch) und
der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
in Hamburg ein Exemplar in Papierform.
Anträge von kreisangehörigen Kommunen sind
über den Landkreis zu leiten. Dieser hat zu dem
Antrag Stellung zu nehmen und insbesondere auf
Bedenken gegen die Maßnahme und die vorgese-
hene Finanzierung einzugehen.

7.3 Förderfonds Hamburg/Mecklenburg-Vorpom-
mern
Anträge sind nach dem Muster der Anlage drei-
fach zur Prüfung vorzulegen: der Geschäftsstelle
in der Staatskanzlei in Schwerin zwei Exemplare
(1 x Papierform, 1 x elektronisch) und der Behörde
für Wirtschaft, Verkehr und Innovation in Hamburg
ein Exemplar in Papierform.
Anträge von kreisangehörigen Kommunen und
Zweckverbänden sind über den Landkreis zu leiten.
Dieser hat zu dem Antrag Stellung zu nehmen und
insbesondere auf Bedenken gegen die Maßnahme
und die vorgesehene Finanzierung einzugehen.

7.4 Förderfondsübergreifende Maßnahmen
Anträge zu förderfondsübergreifenden Maßnahmen
sind gleichlautend bei den jeweiligen Förderfonds-
Geschäftsstellen zu stellen. Anträge sind nach dem
Muster der Anlage irr entsprechender Anzahl zur
Prüfung vorzulegen: der Geschäftsstelle im Amt

für regionale Landesentwicklung Lüneburg, der Ge-
schäftsstelle im Ministerium für Inneres, ländliche
Räume, Integration und Gleichstellung des Landes
Schleswig-Holstein und der Geschäftsstelle in der
Staatskanzlei in Schwerin je zwei Exemplare (1 x
Papierform, 1 x elektronisch) und der Behörde für
Wirtschaft, Verkehr und Innovation in Hamburg ein
Exemplar in Papierform. Die vorstehenden Regelun-
gen nach den Nummern 7.1 bis 7.3 zur Beteiligung
sind zu beachten.

8 Inkrafttreten, Befristung
Diese Richtlinien treten rückwirkend vom 1. Januar
2020 in Kraft; sie gelten bis zum 31. Dezember 2021.
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Änderung von Corona-Richtlinien
Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus,
vom 29.Januar 2021 - VII 21 -
1. Die Richtlinie zur Gewährung von Corona-Über-

brückungshilfen für kleine und mittelständische
Unternehmen (Corona-Überbrückungshilfe Zweite
Phase) vom 17. November 2020 (Amtsbl. Schl.-
H. S. 1609)1) wird wie folgt geändert:
Ziffer II 9 (2) erhält folgende Fassung:
„Eine Antragstellung ist bis zum 31. März 2021
möglich."

2. Die Richtlinie zur Gewährung einer Corona-Hilfe
als außerordentliche Wirtschaftshilfe für Novem-
ber 2020 (Novemberhilfe) vom 30. November
2020 (Amtsbl. Schl.-H. S. 1684)2) wird wie folgt
geändert:'
Ziffer II 9 (1) erhält folgende Fassung:
„Eine Antragstellung ist bis zum 30. April 2021
möglich."

3. Die Richtlinie zur Gewährung einer Corona-Hilfe
als außerordentliche Wirtschaftshilfe für Dezem-
ber 2020 (Dezemberhilfe) vom 4..Januar 2021
(Amtsbl. Schl.-H. S. 85)3) wird wie folgt geän-
dert:
Ziffer II 9 (1) erhält folgende Fassung:
„Eine Antragstellung ist bis zum 30. April 2021
möglich."

4. Die Richtlinie zur Gewährung von Corona-Über-
brückungshilfen für kleine und mittelständische
Unternehmen (Corona-Überbrückungshilfe) vom
14. August 2020 (Amtsbl. Schl.-H. S. 1271)4)
wird wie folgt geändert:

vT

1) Ändert Bek. vom 17. November 2020, Gl.Nr. 625.25
2) Ändert Bek. vom 30. November 2020, Gl.Nr. 625.27
3> Ändert Bek. vom 4. Januar 2021, Gl.Nr. 625.31
41 Ändert Bek. vom 14. August 2020, Gl.Nr. 625.17
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(inklusive deren straßenbegleitender Radwege) mit
Ausnahme von Anlieger- und Erschließungsstra-
ßen. Verkehrswichtige innerörtliche Straßen sind
die Straßen, welche innerhalb der geschlossenen
Ortslage die Grundstruktur des Straßennetzes
bilden. Sie dienen entweder überwiegend dem
durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem
überörtlichen Durchgangsverkehr. Maßgebend für
die Einstufung als verkehrswichtige innerörtliche
Straße ist auch die Funktion, die ihr nach dem Flä-
chenriutzungsplan, dem Generalverkehrsplan oder
einem für die Beurteilung gleichwertigen Plan inner-
halb des gemeindlichen Straßennetzes zukommt.
Hierunter fallen auch innerörtliche Radwege im
Zuge von Hauptverbindungen des Fahrradverkehrs
mit überwiegender Bedeutung für den Alltags- und
Schulradverkehr (z.B. Velorouten), die nicht im Zu-
sammenhang mit verkehrswichtigen Straßen ste-
hen und im Flächennutzungsplan oder einem zur
Beurteilung gleichwertigen Plan ausgewiesen sind.

2.2 der Bau oder Ausbau von besonderen Fahrspuren
für Omnibusse. Unter besonderen Fahrspuren für
Omnibusse ist der für Linienbusse vom übrigen
Fährverkehr - zumindest für bestimmte Zeiten
- freigehaltene Verkehrsraum zu verstehen. Eine
Mitbenutzung durch andere Verkehrsmittel des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und/oder Taxen
schließt die Förderung als besondere Fahrspur für
Omnibusse nicht aus.

\

2.3 'der Bau oder Ausbau von verkehrswichtigen
Zubringerstraßen (inklusive deren straßenbeglei-
tender Radwege) zum überörtlichen Verkehrsnetz.
Verkehrswichtige Zubringerstraßen sind öffentli-
che Straßen, die dem Anschluss von Gemeinden,
räumlich getrennten Ortsteilen und sonstigen Ge-
bieten mit größerem Verkehrsaufkommen an das
überörtliche Verkehrsnetz dienen. Zum überört-
lichen Verkehrsnetz gehören Bundesfernstraßen,
Landesstraßen und Kreisstraßen, ferner wichtige
Bahnhöfe, Flugplätze und bedeutende Häfen.

2.4 der Bau oder Ausbau von verkehrswichtigen
zwischenörtlichen Straßen (inklusive deren stra-
ßenbegleitender Radwege) in strukturschwachen
Gebieten im Sinne von § 2 Abs. 2 Nummer 4 des
Raumordnungsgesetzes. Als zwischenörtliche
Straßen können Straßen außerhalb der bebauten
Ortslage gefördert werden, soweit sie der Schaf-
fung und Verbesserung notwendiger Verkehrsver-
bindungen in strukturschwachen Gebieten im Sinne
des Landesraumordnungsplans (LROPI) bzw. des
Landesentwicklungsplans (LEP) dienen.
2.5 der Bau oder Ausbau von Straßen (inklusive
deren straßenbegleitender Radwege) im Zusam-
menhang mit der Stilllegung von Eisenbahnstre-
cken. Zur Förderung kommen Straßen und Stra-
ßenabschnitte nur in Betracht, soweit sie für die
Aufnahme des nach Umfang und Richtung bekann-

Ziffer II. 9 (2) erhält folgende Fassung:
„Eine Antragstellung ist bis zum 9. Oktober 2020
möglich."

Inkrafttreten:
Diese Änderung tritt 'rückwirkend zum 29. Septem-
ber 2020 in Kraft.
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Richtlinie über Zuwendungen aus Finanzhilfen
für den kommunalen Straßenbau in

Schleswig-Holstein
Gl.Nr. 6609.6

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus,
vom 1. Februar 2020 - VII 425 -

Die zum.31. Dezember 2020 auslaufende Richtlinie
vom 1. Januar 2020 (Amtsblatt Schleswig-Holstein
2020 Seite 17) wird durch die nachstehende Neu-
fassung ersetzt: /

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
Nach dem Auslaufen der Kompensationsmittel des
Bundes für Investitionen zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse der Gemeinden zum 31. Dezem-
ber 2019 wird die Förderung nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz -Schleswig-Holstein
(GVFG-SH) ab dem 1. Januar 2020 aus Landes-
mitteln fortgeführt. Der Mitteleinsatz erfolgt nach
Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 LHO.
Für die Zuwendungsempfängerinnen / Zuwen-
dungsempfänger gelten außerdem die Allgemei-
nen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur
Projektförderung an kommunale Körperschaften
(ANBest-K). Daneben sind die in Schleswig-Hol-
stein geltenden technischen und bauvertraglichen
Regelwerke zu beachten.
Bei den nach dieser Richtlinie geförderten Vorhaben
sind die Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen
des Finanzministeriums des Landes Schleswig-Hol-
stein zu den Verwaltungsvorschriften zu § 44 Abs. 1
LHO (ZBau) sinngemäß anzuwenden. Fachlich zu-
ständige technische Prüfstelle ist ausnahmslos der
örtlich zuständige Standort des Landesbetriebes
Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (LBV.
SH).
Über die Gewährung von Zuwendungen entschei-
det das für Verkehr zuständige Ministerium nach
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel. Ein Rechtsanspruch auf Ge-
währung von Zuwendungen besteht nicht.

2 Gegenstand der Förderung
Gegenstand der Förderung nach § 2 Nummer 1, 5
und 6 GVFG-SH sind:

2.1 der Bau oder Ausbau (in Breite und/oder Auf-
bau) von verkehrswichtigen innerörtlichen Straßen
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